
 

 

 

 

 

Anlage 

zum  

Abkommen 

zwischen  

der Regierung der Bundesrepublik Deutschland 

und 

der Regierung des Königreichs Dänemark 

über 

Solidaritätsmaßnahmen zur Gewährleistung der sicheren Gasversorgung 

 

 

Auszug aus dem Energiesicherungsgesetz 1975 vom 20. Dezember 1974 (BGBl. I S. 

3681), das zuletzt durch Artikel 324 der Verordnung vom 31. August 2015 (BGBl. I S. 

1474) geändert worden ist: 

 

[…] § 11 Entschädigung 

 

(1) Stellt eine nach diesem Gesetz erlassene Rechtsverordnung oder eine Maßnahme auf 

Grund einer nach diesem Gesetz erlassenen Rechtsverordnung eine Enteignung dar, ist 

eine Entschädigung in Geld zu leisten. Die Entschädigung bemißt sich nach dem für eine 

vergleichbare Leistung im Wirtschaftsverkehr üblichen Entgelt oder ist, falls es an einer 

vergleichbaren Leistung fehlt oder ein übliches Entgelt nicht zu ermitteln ist, unter 

gerechter Abwägung der Interessen der Allgemeinheit und der Beteiligten zu bemessen. 

 

(2) Zur Leistung der Entschädigung ist derjenige verpflichtet, der durch die 

echtsverordnung oder Maßnahme im Sinne des Absatzes 1 Satz 1 begünstigt ist. Ist kein 

Begünstigter vorhanden, so hat der Bund die Entschädigung zu leisten, wenn die 
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Enteignung durch eine nach diesem Gesetz erlassene Rechtsverordnung oder durch eine 

Maßnahme einer Bundesbehörde erfolgt ist; in den übrigen Fällen hat das Land die 

Entschädigung zu leisten, das die Maßnahme angeordnet hat. Kann die Entschädigung von 

demjenigen, der begünstigt ist, nicht erlangt werden, so haftet nach Maßgabe des Satzes 2 

der Bund oder das Land; soweit der Bund oder das Land den Entschädigungsberechtigten 

befriedigt, geht dessen Anspruch gegen den Begünstigten auf den Bund oder das Land 

über. Der Übergang kann nicht zum Nachteil des Entschädigungsberechtigten geltend 

gemacht werden. 

 

(3) Ist die Enteignung durch eine nach diesem Gesetz erlassene Rechtsverordnung oder 

durch eine Maßnahme einer Bundesbehörde erfolgt, so wird die Entschädigung von dieser 

Behörde festgesetzt. In den übrigen Fällen wird die Entschädigung von den in § 4 Abs. 5 

genannten Stellen festgesetzt. 

 

(4) Die Bundesregierung wird ermächtigt, durch Rechtsverordnung mit Zustimmung des 

Bundesrates Vorschriften über die Verjährung der Ansprüche nach Absatz 1, über das 

Verfahren der Festsetzung einer Entschädigung sowie über die Zuständigkeit und das 

Verfahren der Gerichte nach den Grundsätzen der §§ 34, 49 bis 63 und 65 des 

Bundesleistungsgesetzes zu erlassen. Dabei treten an die Stelle der Anforderungsbehörden 

die in Absatz 3 bezeichneten Stellen. 

 

§ 12 Härteausgleich 

 

(1) Wird durch eine Rechtsverordnung oder Maßnahme im Sinne des § 11 Abs. 1 Satz 1 

dem Betroffenen ein Vermögensnachteil zugefügt, der nicht nach § 11 abzugelten ist, so ist 

eine Entschädigung in Geld zu gewähren, soweit seine wirtschaftliche Existenz durch 

unabwendbare Schäden gefährdet oder vernichtet ist oder die Entschädigung zur 

Abwendung oder zum Ausgleich ähnlicher unbilliger Härten geboten ist. 
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(2) Zur Leistung der Entschädigung ist der Bund verpflichtet, wenn der Vermögensnachteil 

durch eine nach diesem Gesetz erlassene Rechtsverordnung oder durch eine Maßnahme 

einer Bundesbehörde zugefügt worden ist; in den übrigen Fällen ist die Entschädigung von 

dem Land zu leisten, das die Maßnahme angeordnet hat. 

 

(3) § 11 Abs. 3 und 4 ist entsprechend anzuwenden. […] 

 

 

Auszug aus dem Grundgesetz des Königreichs Dänemark (Grundloven), gem. Gesetz  

169 vom 5. Juni 1953 – Schutz des Eigentumsrechts: 

 

§ 73. Abs. 1. Das Eigentumsrecht ist unverletzbar. Niemand kann gezwungen werden, sein 

Eigentum aufzugeben, ohne dass das Allgemeinwohl dies erforderlich macht. Dies kann 

nur durch Gesetz und gegen vollständige Entschädigung geschehen. 

 

Auszug aus dem Bereitschaftsgesetz, gem. auf die gesetzliche Bekanntmachung 314 vom 

3. April 2017 – allgemeine Bestimmungen zur Entschädigungsverpflichtung der Behörden 

bei Bereitschaftssituationen: 

 

§ 28. Der zuständige Minister kann öffentlichen Behörden sowie öffentlichen und privaten 

Unternehmen und Einrichtungen auferlegen, Beistand bei Planung oder Ausführung von 

Bereitschaftsaufgaben zu leisten 

 

Abs. 2. Der zuständige Minister kann öffentlichen und privaten Unternehmen und 

Einrichtungen auferlegen, im Rahmen ihrer normalen Geschäftstätigkeit besondere 

Maßnahmen für Waren, Dienstleistungen, Produktionsmittel usw. zu treffen, wenn dies im 

Hinblick auf die Ausführung von Bereitschaftsaufgaben erforderlich ist. 

 

Abs. 3. Bevor es zu einer Auferlegung nach Abs. 1 oder 2 kommt, muss mit den 

entsprechenden Unternehmen oder Einrichtungen um den Umfang und die näheren Regeln 
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der Auferlegung verhandelt werden, darunter eine eventuelle Entschädigung durch den 

Staat, vgl. Abs. 4. 

 

Abs. 4. Führt eine Auflage nach Abs. 1 oder 2 zu wirtschaftlichem Verlust für ein 

Unternehmen oder eine Einrichtung, ist der Staat nach den allgemeinen Regeln der 

Gesetzgebung entschädigungspflichtig. Entschädigung kann nicht verlangt werden, wenn 

die mit der Erfüllung der Auflagen verbundenen Kosten gedeckt werden können, indem sie 

bei der Preisberechnung der Waren oder Dienstleistungen miteinbezogen werden können. 

Die genannten Unternehmen oder Einrichtungen dürfen hierdurch nicht schlechter gestellt 

werden als andere der gleichen Branche. 

 

Abs. 5. In Abwesenheit geläufiger Vereinbarungen wird Entschädigung nach Regeln 

bestimmt, die vom Verteidigungsminister festgelegt werden. 

 

Auszug aus dem Gesetz zur Versorgung mit Naturgas in Bezug auf die gesetzliche 

Bekanntmachung 126 vom 6. Februar 2020 – Rechtsgrundlage zur Festlegung von 

Verwaltungsvorschriften einer besonderen Entschädigungsregelung und Ähnliches:  

 

Unterbrechungen der Gasversorgung 

 

§ 23 a. Mit Blick auf die Handhabung von Unterbrechungen der Gasversorgung in einer 

Gasversorgungskrise im Rahmen der Verordnung des Europaparlaments und -rats zu 

Maßnahmen zur Aufrechterhaltung der Gasversorgungssicherheit kann der Klima-, 

Energie- und Versorgungsminister Regeln festlegen, darunter in folgenden Bereichen: 

 

1. Abgrenzung und Einteilung von geschützten Kundengruppen 

 

2. Anforderungen an Gesellschaften bei der Ausarbeitung, Aufbewahrung und 

Weiterleitung von Informationen über den Gasverbrauch von geschützten und 

ungeschützten Kundengruppen an Behörden. 

 



- 5  

 

 

3. Erteilung von Verboten des Verbrauchs von Gas- oder Fernwärme an Kunden, die 

keiner geschützten Kundengruppe angehören. 

 

4. Einrichtung einer Entschädigungsregelung, die im Falle einer Solidaritätskrise 

angewendet wird. 

 


